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Saarland 

  

1a. 
Immatrikulations- 

 Voraussetzungen 
Hochschulen 

 
 

§ 77 SHSG1 Hochschulzugang 
(1) Zu einem Hochschulstudium ist berechtigt, wer die dafür erforderliche 
Qualifikation durch Vorlage einer deutschen Hochschulzugangsberechtigung 
nachweist oder die Voraussetzungen des § 78 erfüllt, sofern keine 
Einschreibungshindernisse vorliegen. 
(2) Die Qualifikation für ein Studium an der Universität, das zu einem ersten 
berufsqualifizierenden Abschluss führt, wird nachgewiesen durch die allgemeine 
Hochschulreife, die Meisterprüfung, die fachgebundene Hochschulreife oder 
eine als gleichwertig anerkannte Vorbildung. Das Ministerium für Bildung und 
Kultur regelt im Einvernehmen mit der für die Wissenschaft zuständigen 
obersten Landesbehörde und dem Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen 
und Familie sowie dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Verkehr 
durch Rechtsverordnung die Feststellung der Gleichwertigkeit von 
Vorbildungsnachweisen. Die allgemeine Hochschulreife berechtigt 
uneingeschränkt zum Studium, die fachgebundene Hochschulreife nur zum 
Studium der im Zeugnis ausgewiesenen Studiengänge. 
(3) Die Qualifikation für ein Studium an der Fachhochschule, das zu einem 
ersten berufsqualifizierenden Abschluss führt, wird nachgewiesen durch die 
allgemeine Hochschulreife und die Fachhochschulreife, die Meisterprüfung, die 
fachgebundene Hochschulreife oder eine als gleichwertig anerkannte 
Vorbildung. Die allgemeine Hochschulreife und die Fachhochschulreife 
berechtigen uneingeschränkt zum Studium, die fachgebundene Hochschulreife 
nur zum Studium der im Zeugnis ausgewiesenen Studiengänge. 
(4) Eine der allgemeinen Hochschulreife entsprechende Qualifikation hat auch, 
wer ein Hochschulstudium erfolgreich abgeschlossen hat, ohne die allgemeine 
Hochschulreife zu besitzen. Eine der fachgebundenen Hochschulreife 
entsprechende Qualifikation hat auch, wer den Nachweis über 60 ECTS-
Leistungspunkte in den laut Studien- und Prüfungsordnung für das erste 
Studienjahr vorgesehenen Pflicht- und Wahlpflichtfächern erbringt. 
(5) Eine fachgebundene Studienberechtigung kann Personen erteilt werden, die 
eine Abschlussprüfung mit qualifiziertem Ergebnis in einem einschlägigen 
anerkannten Ausbildungsberuf mit einer mindestens zweijährigen 
Berufsausbildung und eine anschließende mindestens zweijährige 
hauptberufliche Tätigkeit in diesem oder einem verwandten Beruf nachweisen 
können, wenn eine Eignungsfeststellung im Anschluss an ein Probestudium von 
in der Regel zwei Semestern erfolgt ist. Dem Probestudium muss eine 
umfassende Beratung durch die Hochschule vorausgehen; an die Stelle der 
Eignungsfeststellung kann auch eine Zwischenprüfung gemäß § 63 Absatz 1 
Satz 2 treten. Über die Studienberechtigung entscheidet die Hochschule. Sie 
bildet zur Entscheidung über die Zulassung zum Probestudium eine 
Kommission, der eine Beauftragte/ein Beauftragter des Ministeriums für Bildung 
und Kultur, eine Vertreterin/ein Vertreter des Ministeriums für Soziales, 
Gesundheit, Frauen und Familie für die Gesundheitsfachberufe, zwei in dem 
gewünschten Studiengang tätige Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 
sowie Vertreterinnen und Vertreter der Arbeitskammer, der Handwerkskammer, 
der Industrie- und Handelskammer oder der Kammern für freie Berufe 
angehören. Das Nähere regelt die für die Wissenschaft zuständige oberste 
Landesbehörde im Einvernehmen mit dem Ministerium für Bildung und Kultur 
nach Anhörung der Hochschulen und der in Satz 4 genannten Kammern durch 
Rechtsverordnung. 
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(6) Die Zugangsberechtigung zu weiterführenden Studiengängen und 
Masterstudiengängen setzt einen Bachelorabschluss oder gleichwertigen 
Abschluss und eine besondere Eignung voraus. Die besondere Eignung kann 
von einer Eignungsprüfung, einem qualifizierten Notendurchschnitt oder 
anderen geeigneten Verfahren abhängig gemacht werden. Bei konsekutiven 
Masterstudiengängen wird sie insbesondere auf der Grundlage des zu 
vertiefenden Bachelorstudienganges festgestellt. Der Zugang zu einem 
postgradualen Studiengang nach § 61 Absatz 2 setzt einen Hochschulabschluss 
voraus. Für den Zugang zu weiterbildenden Bachelor- und 
Masterstudiengängen gilt § 61 Absatz 3 und 4. 
(7) Für den Zugang zu einem künstlerischen oder gestalterischen Studiengang 
und zu einem Sportstudiengang kann außer der 
Hochschulzugangsberechtigung der Nachweis einer entsprechenden Begabung 
verlangt werden. Die für die Wissenschaft zuständige oberste Landesbehörde 
kann nach Anhörung der Hochschule Eignungsprüfungsordnungen durch 
Rechtsverordnung erlassen. 
(8) Für das Studium in einem Studiengang mit besonderen fachspezifischen 
Anforderungen kann die Hochschule unbeschadet von Absatz 7 außer der 
Qualifikation nach den Absätzen 2 oder 3 den Nachweis der Eignung für den 
gewählten Studiengang durch ein Eignungsfeststellungsverfahren verlangen. 
Das Eignungsfeststellungsverfahren führt die Hochschule durch. Die 
Hochschule stellt die fachspezifische Eignung von Bewerberinnen und 
Bewerbern anhand folgender Merkmale fest: 
1.  in der Hochschulzugangsberechtigung ausgewiesene Leistungen in 

studiengangspezifischen Fächern, 
2.  studiengangspezifische Berufsausbildung oder praktische Tätigkeit, 
3.  Motivations- und Leistungserhebungen in der Regel in schriftlicher Form zu 

studiengangbezogenen Fähigkeiten und Fertigkeiten, 
4.  fachspezifische Zusatzqualifikationen und außerschulische Leistungen, die 

über die Eignung für den Studiengang, für den die Zulassung beantragt 
wird, besonderen Aufschluss geben können, 

5.  Ergebnisse eines Auswahlgesprächs, in dem die Motivation und Eignung 
für das gewählte Studium und für den angestrebten Beruf festgestellt 
werden. 

(9) Die Hochschule regelt durch Ordnung, die der Zustimmung der für die 
Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde bedarf, welche 
Eignungskriterien für die fachspezifische Eignung in einem bestimmten 
Studiengang heranzuziehen sind, welche Eignungskriterien miteinander zu 
kombinieren sind und welche Gewichtung miteinander kombinierten 
Eignungskriterien im Einzelnen zukommt. Sie regelt ferner das 
Eignungsfeststellungsverfahren, die Mitwirkung der Hochschulmitglieder am 
Verfahren und die Zuständigkeiten. 
(10) In Studien- und Prüfungsordnungen kann bestimmt werden, dass für 
einzelne Studiengänge der Nachweis einer besonderen Vorbildung oder 
Tätigkeit zu erbringen ist, wenn dies im Hinblick auf das Studienziel erforderlich 
ist. 
 
§ 78 SHSG Studienbewerberinnen und Studienbewerber mit ausländischer 
Hochschulzugangsberechtigung 
(1) Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die nicht über eine deutsche 
Hochschulzugangsberechtigung verfügen, sind unter den Voraussetzungen des 
§ 77 zum Studium berechtigt, wenn sie eine der deutschen 
Hochschulzugangsberechtigung gleichwertige Qualifikation nachweisen und die 
für das Studium erforderlichen Sprachkenntnisse besitzen. Die Feststellung der 
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Gleichwertigkeit von Qualifikationen nach Satz 1 regelt das Ministerium für 
Bildung und Kultur durch Rechtsverordnung. 3Regelungen über den Nachweis 
gleichwertiger Qualifikationen kann die für die Wissenschaft zuständige oberste 
Landesbehörde erlassen. 
(2) Wer nach dem erfolgreichen Besuch einer Bildungseinrichtung im Ausland 
über einen Bildungsnachweis verfügt, der einer deutschen 
Hochschulzugangsberechtigung nicht gleichwertig ist, aber zum Studium an 
einer im Ausstellungsstaat anerkannten Hochschule berechtigt, erlangt die 
Studienberechtigung, wenn er über die für das Studium erforderlichen 
Sprachkenntnisse verfügt und die Eignung für das Studium von der Hochschule 
festgestellt wurde. 
(3) Mit der Eignungsfeststellung nach Absatz 2 sollen die fachliche Eignung und 
die methodischen Fähigkeiten, die für das Studium eines Studienganges oder 
für das Studium bestimmter fachlich verwandter Studiengänge erforderlich sind, 
nachgewiesen werden. Die Eignung kann durch eine Hochschulzugangsprüfung 
oder im Anschluss an ein Probestudium von mindestens zwei und höchstens 
vier Semestern festgestellt werden. Das Nähere regelt die Hochschule in einer 
Ordnung mit Zustimmung der für die Wissenschaft zuständigen obersten 
Landesbehörde. 
(4) Für Studienbewerberinnen und Studienbewerber nach den Absätzen 1 und 2 
bietet die Hochschule studienvorbereitende oder studienbegleitende 
Ergänzungskurse und Sprachkurse an. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
dieser Kurse können sich bis zum Ende des Semesters, in dem ihre 
Eignungsfeststellung stattfindet, an der Hochschule einschreiben. Die 
Sprachkurse können in Kooperation mit einer Hochschule oder einem Dritten 
durchgeführt werden. In geeigneten Fällen kann die für die Wissenschaft 
zuständige oberste Landesbehörde anordnen, dass eine Hochschule gegen 
Kostenerstattung Sprachkurse auch für eine andere Hochschule anbietet. 
(5) Die Hochschule kann mit Zustimmung der für die Wissenschaft zuständigen 
obersten Landesbehörde Aufgaben nach den Absätzen 3 und 4 auf andere 
Einrichtungen übertragen. 
(6) Das Präsidium kann beim Zugang von ausländischen Studierenden oder 
Doktorandinnen und Doktoranden, die nur während eines bestimmten 
Abschnitts ihres Studiums an einer deutschen Hochschule studieren oder 
forschen wollen, in begründeten Fällen Ausnahmen von Absatz 1 zulassen. Dies 
gilt insbesondere für Studierende von ausländischen Hochschulen, mit denen 
Kooperationen über einen Studierendenaustausch bestehen. 
 
§ 79 SHSG Einschreibung 
(1) Die Studierenden schreiben sich zum Studium in dem von ihnen gewählten 
Studiengang oder mit dem Ziel der Promotion ein (Immatrikulation). Sie werden 
durch die Einschreibung und für die Dauer der Einschreibung Mitglieder der 
Hochschule (§ 14 Absatz 1 Satz 1). Eine Studienbewerberin/Ein 
Studienbewerber ist einzuschreiben, wenn sie/er die für den Studiengang 
erforderliche Qualifikation nachweist und kein Versagungsgrund nach § 80 
vorliegt. 
(2) Die Einschreibung kann auch für mehrere Studiengänge erfolgen; bestehen 
insoweit Zulassungsbeschränkungen, durch die Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber vom Erststudium ausgeschlossen werden, so kann eine 
Studienbewerberin/ein Studienbewerber für diese gleichzeitig nur 
eingeschrieben werden, wenn dies wegen einer für den berufsqualifizierenden 
Abschluss vorgeschriebenen Studiengangkombination erforderlich ist oder die 
Voraussetzungen für ein Zweitstudium erfüllt sind. 
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(3) Die Immatrikulation kann sich auf einen bestimmten Studienabschnitt 
beschränken, wenn der gewählte Studiengang an der Hochschule nur teilweise 
angeboten wird. Entsprechendes gilt, wenn der gewählte Studiengang 
Zulassungsbeschränkungen unterliegt und für einen Teil dieses Studiengangs 
eine höhere Ausbildungskapazität als für einen späteren Teil besteht. 
(4) In Studiengängen, in denen Teilzeitregelungen bestehen, können 
Bewerberinnen und Bewerber als Teilzeitstudierende immatrikuliert werden, 
wenn sie wegen Berufstätigkeit, der Betreuung von Angehörigen oder aus 
einem anderen wichtigen Grund dem Studium nur mindestens die Hälfte ihrer 
Arbeitszeit widmen können. 
(5) Ein Wechsel des Studiengangs bedarf der Änderung der Einschreibung. Die 
Hochschule kann den Wechsel des Studiengangs von der Teilnahme an einer 
Studienberatung abhängig machen. 
(6) Minderjährige mit der Berechtigung zum Hochschulstudium im Sinne dieses 
Gesetzes sind für Verfahrenshandlungen, die die Aufnahme, Durchführung und 
Beendigung eines Studiums betreffen, rechtlich handlungsfähig. 
(7) Schülerinnen und Schüler, die nach dem einvernehmlichen Urteil von Schule 
und Hochschule besondere Begabung aufweisen, können als Juniorstudierende 
eingeschrieben werden. Sie erhalten damit das Recht, an Lehrveranstaltungen 
und Prüfungen teilzunehmen. Ihre Studien- und Prüfungsleistungen sind bei 
einem späteren Studium anzuerkennen. Sie unterliegen nicht der 
Gebührenpflicht. 
(8) Das Nähere über die Einschreibung, insbesondere die Rückmeldung und 
Beurlaubung, das Teilzeitstudium, die Einschreibung ausländischer und 
staatenloser Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die Zulassung von 
Zweithörerinnen und Zweithörern und von Gasthörerinnen und Gasthörern, die 
Doppelimmatrikulation sowie das Verfahren der Einschreibung, regelt der Senat 
in einer Ordnung (Immatrikulationsordnung), die der Zustimmung des 
Präsidiums bedarf. 
 
§ 80 SHSG Versagung der Einschreibung 
(1) Die Einschreibung ist zu versagen, wenn die Bewerberin/der Bewerber 
1.  die Zugangsvoraussetzungen nach § 77 oder § 78 nicht nachweist, 
2.  in einem zulassungsbeschränkten Studiengang keinen Studienplatz 

erhalten hat, 
3.  durch unanfechtbaren oder sofort vollziehbaren Bescheid als Mitglied der 

Hochschule ausgeschlossen worden ist, 
4.  an einer deutschen Hochschule in dem gewählten Studiengang oder, 

sofern es die Prüfungsordnung bestimmt, in einem vergleichbaren 
Studiengang mit im Wesentlichen gleichem Inhalt den Prüfungsanspruch 
bereits verloren hat, 

5.  zu entrichtende Gebühren und Beiträge nicht bezahlt hat, 
6.  an einer anderen deutschen Hochschule aus den in § 82 Absatz 4 Satz 1 

Nummer 3 und 4 und Satz 2 geregelten Gründen ausgeschlossen worden 
ist oder 

7.  eine ausreichende Krankenversicherung aus eigenem Verschulden nicht 
nachweist. 

(2) Die Einschreibung kann nach Maßgabe der Immatrikulationsordnung versagt 
werden, wenn die Bewerberin/der Bewerber 
1.  die für den Antrag auf Einschreibung vorgeschriebenen Formen und Fristen 

nicht beachtet hat, 
2.  aus den in § 82 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 und 2 geregelten Gründen 

ausgeschlossen worden ist oder 
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3.  an einer Krankheit leidet, die die Gesundheit der anderen Studierenden 
ernstlich gefährden würde oder den ordnungsgemäßen Studienbetrieb zu 
beeinträchtigen droht. 

 
§ 81 SHSG Rückmeldung und Beurlaubung 
(1) Studierende, die nach Ablauf eines Semesters das Studium in demselben 
Studiengang fortsetzen wollen, haben sich innerhalb der vorgeschriebenen 
Fristen bei der Hochschule zurückzumelden. 
(2) Die Rückmeldung ist zu versagen, wenn 
1.  den Studierenden das Zeugnis über die bestandene Abschlussprüfung 

ausgehändigt wurde, sofern nicht eine Fortsetzung des Studiums zur 
Wiederholung der Abschlussprüfung zulässig ist oder 

2.  die Studierenden eine nach der Prüfungsordnung erforderliche Prüfung 
endgültig nicht bestanden haben. 

Eine Rückmeldung unter Wechsel oder Erweiterung des Studiengangs ist nur 
möglich, wenn die erforderliche Zulassung zum neuen Studiengang 
nachgewiesen wird. Die Rückmeldung zur Promotion setzt die Zulassung zu 
einem entsprechenden Promotionsstudiengang oder die Betreuung durch eine 
Hochschullehrerin/einen Hochschullehrer voraus. 
(3) Auf Antrag können Studierende aus wichtigem Grund vom Studium beurlaubt 
werden. Während der Beurlaubung können grundsätzlich Studienleistungen 
nicht erbracht und Prüfungen nicht abgelegt werden. Eine Wiederholung nicht 
bestandener Prüfungen bleibt möglich. Satz 2 gilt nicht bei der 
Inanspruchnahme der Schutzfristen des gesetzlichen Mutterschutzes und 
während der Elternzeit. Weitere Ausnahmen kann die Hochschule in einer 
Ordnung nach § 79 Absatz 8 regeln. 
 
Artikel 5 HochschulzulassungsStV2 Aufgaben im Zentralen 

Vergabeverfahren 
(1) Im Zentralen Vergabeverfahren hat die Stiftung die Aufgabe 
1.  Studienplätze für das erste Fachsemester an Hochschulen in 

Auswahlverfahren in den Quoten nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 Nummern 
1, 2 und 4 sowie Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und, soweit die 
Stiftung zuständig ist, nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 zu vergeben, 

2.  die Hochschulen bei der Durchführung der Auswahlverfahren nach Artikel 
10 Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 und, soweit die Hochschulen 
zuständig sind, nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 zu unterstützen, 

3.  für einheitliche Maßstäbe zur Festsetzung von Zulassungszahlen zu 
sorgen. 

(2) Die Vergabe der Studienplätze erfolgt für Deutsche sowie für ausländische 
Staatsangehörige und Staatenlose, die Deutschen gleichgestellt sind. 
Deutschen gleichgestellt sind Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats 
der Europäischen Union sowie sonstige ausländische Staatsangehörige und 
Staatenlose, die eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung besitzen. 
Verpflichtungen zur Gleichstellung weiterer Personen mit Deutschen auf Grund 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen sind zu berücksichtigen. 
 
Artikel 9 HochschulzulassungsStV Vorabquoten 
(1) In einem Auswahlverfahren sind bis zu 20 Prozent der zur Verfügung 
stehenden Studienplätze vorzubehalten für: 
1.  Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des 

Zulassungsantrages eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde, 
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2.  Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entsprechender 
Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen besonderen 
öffentlichen Bedarfs auszuüben 

3.  ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie nicht 
Deutschen gleichgestellt sind, 

4.  Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in einem anderen 
Studiengang abgeschlossen haben (Bewerberinnen und Bewerber für ein 
Zweitstudium). 

Ferner kann nach Maßgabe des Landesrechts im Rahmen der Kapazität nach 
Satz 1 eine Quote für in der beruflichen Bildung Qualifizierte, die über keine 
sonstige Studienberechtigung verfügen, vorgesehen werden; wird die Quote 
nicht gebildet, erfolgt eine Beteiligung am Verfahren nach Artikel 10. 
(2) Die Quoten nach Absatz 1 werden für die Studienplätze je Studienort 
gebildet; je gebildeter Quote ist mindestens ein Studienplatz zur Verfügung zu 
stellen. Daneben kann bestimmt werden, dass der Anteil der Studienplätze für 
die Bewerbergruppen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und Satz 2 an der 
Gesamtzahl der Studienplätze je Bewerbergruppe nicht größer sein darf als der 
Anteil der jeweiligen Bewerbergruppe an der Bewerbergesamtzahl. Nicht in 
Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 werden 
nach Artikel 10 Absatz 1 vergeben. 
(3) Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn besondere, vor allem soziale 
und familiäre Gründe in der Person der Bewerberin oder des Bewerbers die 
sofortige Aufnahme des Studiums zwingend erfordern. 
(4) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 werden nach 
den Prüfungsergebnissen des Erststudiums und nach den für die Bewerbung für 
ein weiteres Studium maßgeblichen Gründen ausgewählt. 
(5) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 2 werden nach Maßgabe 
des Landesrechts nach dem Grad der Eignung für den gewählten Studiengang 
und die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten ausgewählt. 
(6) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 bis 4 und Satz 2 
unterfällt, kann nicht im Verfahren nach Artikel 10 zugelassen werden; Absatz 1 
Satz 2 Halbsatz 2 bleibt unberührt. 
(7) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 1, 2 und 4 sowie Satz 
2 Ranggleichheit, wird vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach 
Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 angehört; im Falle des Absatzes 1 Satz 2 können 
durch Rechtsverordnung nach Artikel 12 weitere Kriterien vorgesehen werden. 
Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. 
 
Artikel 10 HochschulzulassungsStV Hauptquoten 
(1) Im Auswahlverfahren werden die nach Abzug der Studienplätze nach Artikel 
8 Absatz 3 Satz 2 und Artikel 9 verbleibenden Studienplätze an jeder 
Hochschule nach folgenden Grundsätzen vergeben: 
1.  zu 30 Prozent durch die Stiftung nach dem Ergebnis der 

Hochschulzugangsberechtigung, 
2.  zu 10 Prozent durch die Hochschulen nach dem Ergebnis eines 

Auswahlverfahrens nach Absatz 2, 
3.  im Übrigen von den Hochschulen nach dem Ergebnis eines 

Auswahlverfahrens nach Absatz 3. 
Die Länder tragen dafür Sorge, dass die Abiturdurchschnittsnoten innerhalb 
eines Landes und im Verhältnis der Länder untereinander hinsichtlich der 
jeweiligen Anforderungen und Bewertungen annähernd vergleichbar sind. 
Solange deren annähernde Vergleichbarkeit im Verhältnis der Länder 
untereinander nicht gewährleistet ist, erfolgt ein entsprechender Ausgleich bei 
der Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber auf Basis von 
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Prozentrangverfahren und unter Bildung von Landesquoten. Die Quote eines 
Landes bemisst sich zu einem Drittel nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der 
Bewerberinnen und Bewerber für die nach Artikel 7 einbezogenen Studiengänge 
(Bewerberanteil) und zu zwei Dritteln nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der 
Achtzehn- bis unter Einundzwanzigjährigen (Bevölkerungsanteil); für die Länder 
Berlin, Bremen und Hamburg werden die sich danach ergebenden Quoten um 
dreißig Prozent erhöht. Bei der Berechnung des Bewerberanteils werden nur 
Personen berücksichtigt, die eine Hochschulzugangsberechtigung besitzen, die 
von allen Ländern gegenseitig anerkannt ist. 
(2) In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des Landesrechts insbesondere 
1.  nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
2.  nach dem Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, 

die von der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern 
durchgeführt werden, um Aufschluss über deren Eignung für das gewählte 
Studium und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

3.  nach der Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische 
Eignung Auskunft gibt, 

4.  nach besonderen Vorbildungen, praktischen Tätigkeiten, außerschulischen 
Leistungen oder außerschulischen Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

Das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung und deren Einzelnoten 
werden nicht berücksichtigt. Durch Landesrecht kann der Kriterienkatalog nach 
Satz 1 eingeschränkt werden. 
(3) In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts 
insbesondere 
1.  nach folgenden Kriterien der Hochschulzugangsberechtigung: 

a.  Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das gewählte 
Studium (Note und Punkte), 

b.  gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung, die über 
die fachspezifische Eignung Auskunft geben; 

2.  nach folgenden Kriterien außerhalb der Hochschulzugangsberechtigung: 
a.  Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
b.  Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, die von 

der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern durchgeführt 
werden, um Aufschluss über deren Eignung für das gewählte Studium 
und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

c.  Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische 
Eignung Auskunft gibt, 

d.  besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außerschulische 
Leistungen oder außerschulische Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

In die Auswahlentscheidung ist neben dem Ergebnis der 
Hochschulzugangsberechtigung nach Satz 1 Nummer 1 mindestens ein 
schulnotenunabhängiges Kriterium einzubeziehen; im Studiengang Medizin ist 
zusätzlich mindestens ein weiteres schulnotenunabhängiges Kriterium zu 
berücksichtigen. Mindestens ein schulnotenunabhängiges Kriterium ist erheblich 
zu gewichten. In die Auswahlentscheidung fließt mindestens ein 
fachspezifischer Studieneignungstest nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a ein. 
(4) Das jeweilige Landesrecht kann in den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 
Nummern 2 und 3 Unterquoten zulassen oder festsetzen. Im Umfang von bis zu 
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15 Prozent der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 kann das Landesrecht 
abweichend von Absatz 3 Sätze 2 bis 4 zulassen oder festsetzen, dass in einer 
Unterquote nach Satz 1 ein Kriterium oder mehrere Kriterien ausschließlich 
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder ausschließlich nach Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 verwendet werden. 
(5) Die Kriterien nach den Absätzen 2 und 3 sind jeweils in standardisierter, 
strukturierter und qualitätsgesicherter Weise transparent anzuwenden. Sie 
müssen in ihrer Gesamtheit eine hinreichende Vorhersagekraft für den 
Studienerfolg und die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten 
gewährleisten. Wird ein Kriterium als einziges Kriterium verwendet, muss es 
eine hinreichende Vorhersagekraft für den Studienerfolg und die sich 
typischerweise anschließenden beruflichen Tätigkeiten haben. 
(6) Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Auswahlverfahren nach 
den Absätzen 2 und 3 kann nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts 
begrenzt werden; eine Vorauswahl nach dem Grad der Ortspräferenz darf nur 
für einen hinreichend beschränkten Anteil der nach den Absätzen 2 und 3 zu 
vergebenden Studienplätze und nur zur Durchführung aufwändiger 
individualisierter Auswahlverfahren erfolgen. 
(7) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 Ranggleichheit, wird 
vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 
angehört. Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. In den 
Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 erfolgt eine Regelung durch 
das jeweilige Landesrecht. 
(8) Bei der Entscheidung über die Studienplatzvergabe ist zunächst die Quote 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, dann die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 
2 und danach die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 abzuarbeiten. Durch 
Rechtsverordnung nach Artikel 12 kann für die Quoten nach Absatz 1 Nummern 
2 und 3 eine abweichende Reihenfolge festgelegt werden. Bewerberinnen und 
Bewerber, die in einer der Quoten ein Zulassungsangebot angenommen haben 
oder eine Zulassung erhalten haben, werden von der Teilnahme an weiteren 
Verfahren in den übrigen Quoten ausgeschlossen. 
(9) Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 
werden anteilig in den übrigen Quoten des Absatzes 1 vergeben. 
 
§ 2 HSchulZulG 3 Örtliches Zulassungsverfahren 
(1) Für die nicht in das zentrale Vergabeverfahren der Stiftung für 
Hochschulzulassung (Stiftung) einbezogenen Studiengänge an den 
Hochschulen des Saarlandes regelt die Staatskanzlei die Kapazitätsermittlung, 
die Festsetzung der Zulassungszahlen und das Auswahlverfahren der 
Hochschulen durch Rechtsverordnung. Bei der Ermittlung der 
Aufnahmekapazität bleiben die aus Haushaltsmitteln mit Zweckbestimmung der 
Verbesserung der Qualität der Lehre oder zur Schaffung besserer 
Studienbedingungen oder aus Bund-Länder-Programmen zur Verbesserung der 
Qualität der Lehre und der Forschung finanzierten Maßnahmen außer Betracht. 
(2) Für die nicht in das Verfahren der Stiftung für Hochschulzulassung 
einbezogenen Studiengänge an den Hochschulen des Saarlandes, die zu einem 
ersten berufsqualifizierenden Abschluss führen, oder in höheren Fachsemestern 
eines Studiengangs sowie in postgradualen Master-Studiengängen sollen 
Zulassungszahlen festgesetzt werden, wenn zu erwarten ist, dass die Zahl der 
künftig immatrikulierten Studierenden die Zahl der verfügbaren Studienplätze im 
jeweiligen Studiengang erheblich übersteigen wird. 
(3) Ist in einem nicht in das Verfahren der Stiftung einbezogenen Studiengang 
an einer Hochschule des Landes eine Zulassungszahl festgesetzt worden, wird 
die Studienplatzvergabe durch die jeweilige Hochschule nach Abzug von 
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Vorabquoten nach Maßgabe der von der Staatskanzlei gemäß Absatz 1 
erlassenen Rechtsverordnung 
1.  zu 20 Prozent nach der Zahl der Semester, für die sich die Bewerberin oder 

der Bewerber im jeweiligen Studiengang beworben hat 
(Bewerbungssemester), und 

2.  zu 80 Prozent nach dem Ergebnis eines von der Hochschule 
durchzuführenden Auswahlverfahrens 

vorgenommen. In der Quote nach Nr. 1 werden höchstens sieben 
Bewerbungssemester berücksichtigt. 
(4) Solange eine annähernde Vergleichbarkeit der Abiturdurchschnittsnoten im 
Verhältnis der Länder nicht gewährleistet ist, nimmt die Hochschule einen 
Ausgleich durch eine Umrechnung vor. Das Nähere zu Methoden und Verfahren 
zur Herstellung der annähernden Vergleichbarkeit der Abiturnoten wird von der 
Staatskanzlei durch Rechtsverordnung nach Absatz 1 geregelt. 
(5) Abweichend von Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 können die Hochschulen durch 
Ordnung festlegen, dass Studienplätze in einem Auswahlverfahren nach 
Maßgabe von § 6 vergeben werden. 
 
§ 5 HSchulZulG Auswahlentscheidungen aufgrund des Ergebnisses der 
Hochschulzugangsberechtigung 
(1) Die Hochschule kann die Studienplätze im Rahmen ihrer Auswahlverfahren 
nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 und nach Artikel 10 Absatz 3 des Staatsvertrages 
nach folgenden Kriterien oder aufgrund einer Verbindung dieser Kriterien 
vergeben: 
1.  Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das gewählte Studium 

(Note und Punkte), 
2.  gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung, die über die 

fachspezifische Eignung Auskunft geben, 
3.  Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
4.  Ergebnis eines von den Hochschulen durchzuführenden Auswahlgesprächs 

oder anderer mündlicher Verfahren mit den Bewerberinnen und Bewerbern, 
die Aufschluss über deren Eignung für das gewählte Studium und den 
angestrebten Beruf geben, 

5.  Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische Eignung 
Auskunft gibt, oder 

6.  besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außerschulische 
Leistungen oder außerschulische Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

(2) Die Hochschule muss bei der Auswahlentscheidung nach Artikel 10 Absatz 3 
des Staatsvertrages neben dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung 
mindestens ein schulnotenunabhängiges Kriterium berücksichtigen. Die 
Hochschule kann Unterquoten bilden. Im Umfang bis zu 15 Prozent der Quote 
kann die Hochschule in einer Unterquote die Auswahlentscheidung 
ausschließlich nach dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung oder 
ausschließlich nach gewichteten Einzelnoten treffen. 
(3) Im Studiengang Medizin und im Studiengang Zahnmedizin ist neben dem 
Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung und dem Ergebnis eines 
fachspezifischen Studieneignungstests mindestens ein weiteres 
schulnotenunabhängiges Kriterium zu berücksichtigen. Mindestens ein 
schulnotenunabhängiges Kriterium ist erheblich zu gewichten. Absatz 2 Satz 2 
und 3 gilt entsprechend. 
(4) Für den Studiengang Pharmazie kann die Staatskanzlei durch 
Rechtsverordnung die Hochschule von der Verpflichtung entbinden, im Rahmen 
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des Verfahrens nach Artikel 10 Absatz 3 des Staatsvertrages mindestens ein 
schulnotenunabhängiges Kriterium bei der Auswahlentscheidung erheblich zu 
gewichten. Die Staatskanzlei kann die Hochschule durch Rechtsverordnung 
auch von der Verpflichtung zur Berücksichtigung eines fachspezifischen 
Studieneignungstests entbinden. 
(5) Die Hochschule regelt die Einzelheiten des Verfahrens, insbesondere die 
Entscheidung über die Auswahlkriterien und ihre Gewichtung, durch Ordnung, 
die der Zustimmung der Staatskanzlei bedarf. Sie kann die Zahl der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer an einem von ihr durchgeführten 
Studieneignungstest und die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an 
Auswahlgesprächen oder an anderen mündlichen Verfahren jeweils auf 
höchstens das Dreifache der hierfür vorgehaltenen Studienplätze begrenzen. 
Bis zur Hälfte der für die individualisierten Auswahlverfahren gemäß Satz 2 
vorgesehenen Zahl an Teilnehmerinnen und Teilnehmern kann die Hochschule 
eine Vorauswahl nach dem Grad der Ortspräferenz vorsehen. 
(6) Die Hochschule kann durch Ordnung festlegen, dass kein 
Widerspruchsverfahren stattfindet. 
 
§ 6 HSchulZulG Schulnotenunabhängige Auswahlentscheidungen 
(1) Die Hochschule kann die Studienplätze im Rahmen eines 
Auswahlverfahrens nach § 2 Absatz 5 und nach Artikel 10 Absatz 2 des 
Staatsvertrages nach folgenden Kriterien oder aufgrund einer Verbindung dieser 
Kriterien vergeben: 
1.  Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
2.  Ergebnis eines von den Hochschulen durchzuführenden Auswahlgesprächs 

oder anderer mündlicher Verfahren mit den Bewerberinnen und Bewerbern, 
die Aufschluss über deren Eignung für das gewählte Studium und den 
angestrebten Beruf geben sowie zur Vermeidung von Fehlvorstellungen 
über die Anforderungen des Studiums dienen sollen, oder 

3.  Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische Eignung 
Auskunft gibt, 

4.  besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außerschulische 
Leistungen oder außerschulische Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

(2) Die Hochschule kann Unterquoten bilden. Im Übrigen gilt § 5 Absatz 5 
entsprechend. 
(3) Für den Studiengang Pharmazie kann die Staatskanzlei durch 
Rechtsverordnung festlegen, dass Studienplätze nach den für das 
Auswahlverfahren der Hochschule gemäß Artikel 10 Absatz 3 geltenden Regeln 
vergeben werden. 
 
§ 7 HSchulZulG SLAuswahlverfahren für besondere Studiengänge 
(1) In Studiengängen, die eine Hochschule gemeinsam mit anderen 
Hochschulen betreibt, wird im Zulassungsverfahren die Auswahlentscheidung 
anerkannt, die von der für das Auswahlverfahren zuständigen Hochschule 
bereits getroffen worden ist. Bei mit einer ausländischen Hochschule 
gemeinsam betriebenen Studiengängen ist bei der Kapazitätsermittlung die von 
dieser Hochschule vorgesehene Zahl der Studienplätze zu berücksichtigen. 
(2) In postgradualen Studiengängen, internationalen Studiengängen und in 
Studiengängen, die eine Hochschule gemeinsam mit einer ausländischen 
Hochschule betreibt, kann die Zulassung abweichend von § 5 unter 
Berücksichtigung der Besonderheiten des Studienganges getroffen werden. 
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(3) In künstlerisch-gestalterischen Studiengängen sowie in den Studiengängen 
der Sportwissenschaft kann der Grad der Qualifikation durch ein Verfahren zum 
Nachweis der erforderlichen besonderen Begabung festgestellt werden. 
 

1b. 
Immatrikulations-
voraussetzungen 
Hochschule der 
Bildenden Künste 
Saar 

§ 66 KhG4 Allgemeine Zugangsvoraussetzungen 
(1) Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes sind zu dem 
gewählten Studium an der Hochschule der Bildenden Künste Saar berechtigt, 
wenn sie die für dieses Studium erforderliche Qualifikation nachweisen und 
keine Versagungsgründe nach § 69 vorliegen. Dasselbe gilt für Personen, die 
aufgrund von Rechtsvorschriften Deutschen gleichgestellt sind. 
(2) Für den Zugang ausländischer und staatenloser Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber gelten § 68 Absatz 5 und § 71. 
 
§ 67 KhG Qualifikation 
(1) Zugang und Einschreibung für ein Studium im Bereich der Kunst oder des 
Design setzen den Nachweis der Fachhochschulreife oder der allgemeinen 
Hochschulreife voraus, für ein Studium der Kunsterziehung den Nachweis der 
allgemeinen Hochschulreife. 
(2) Für den Hochschulzugang von qualifizierten Berufstätigen erlässt die 
Hochschule der Bildenden Künste Saar eine Ordnung, die der Zustimmung des 
Ministeriums für Bildung und Kultur bedarf. 
(3) Unbeschadet der Voraussetzungen nach Absatz 1 und Absatz 2 wird der 
Nachweis der erforderlichen Vorbildung und Eignung für den gewählten 
Studiengang durch eine Eignungsprüfung erbracht. Zur Durchführung der 
Eignungsprüfung bildet der Senat einen Prüfungsausschuss. Das Nähere regelt 
das Ministerium für Bildung und Kultur nach Stellungnahme des Senats durch 
Rechtsverordnung (Eignungsprüfungsverordnung). Die 
Eignungsprüfungsverordnung muss die Art der festzustellenden Eignung und 
Fähigkeiten sowie die Prüfungsanforderungen und im Fall des Absatzes 1 die 
Art des erforderlichen Schulabschlusses regeln; im Übrigen gilt § 63 Absatz 1 
Nummer 1, 4 bis 6 und 9 sowie Absatz 2 Nummer 2 und 6 bis 8 entsprechend. 
(4) Das Ministerium für Bildung und Kultur regelt durch Verordnung die 
Feststellung der Gleichwertigkeit von Vorbildungsnachweisen nach Absatz 1 
sowie die Anerkennung von Vorbildungsnachweisen, die außerhalb des 
Saarlandes erworben werden. In Studien- und Prüfungsordnungen kann 
bestimmt werden, dass für einzelne Studiengänge der Nachweis einer 
besonderen Vorbildung oder Tätigkeit zu erbringen ist, wenn dies im Hinblick auf 
das Studienziel erforderlich ist. 
(5) In Ausnahmefällen können Bewerberinnen und Bewerber, die die 
Zugangsvoraussetzungen für ein Studium im Bereich Kunst, Design oder 
Medien nach Absatz 1 oder Absatz 2 nicht erfüllen, aufgenommen werden, 
wenn in der Eignungsprüfung nach Absatz 3 eine besondere künstlerische oder 
designerische Begabung festgestellt wird. 
 
§ 68 KhG Einschreibung 
(1) Die Studierenden schreiben sich zum Studium in dem von ihnen gewählten 
Studiengang ein und werden dadurch Mitglied der Hochschule der Bildenden 
Künste Saar. Eine Studienbewerberin oder ein Studienbewerber ist 
einzuschreiben, wenn sie oder er die für den Studiengang erforderliche 
Qualifikation nachweist und kein Versagungsgrund vorliegt. Die Studierenden 
erwerben mit der Einschreibung das Recht, sämtliche Lehrveranstaltungen zu 
besuchen. 
(2) Auf Antrag können Bewerberinnen oder Bewerber als Teilzeitstudierende 
immatrikuliert werden, wenn sie wegen Berufstätigkeit, der Betreuung von 
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Angehörigen oder aus einem anderen wichtigen Grund dem Studium nur 
mindestens die Hälfte ihrer Arbeitszeit widmen können. 
(3) Ein Wechsel des Studiengangs bedarf der Änderung der Einschreibung. 
(4) Studierende, die nach Ablauf eines Semesters das Studium in demselben 
Studiengang fortsetzen wollen, haben sich innerhalb der vorgeschriebenen 
Fristen bei der Hochschule zurückzumelden. Auf Antrag können Studierende 
aus wichtigem Grund vom Studium beurlaubt werden. 
(5) Das Nähere über die Einschreibung, insbesondere die Rückmeldung und 
Beurlaubung, die Einschreibung ausländischer und staatenloser 
Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die Zulassung von Gasthörerinnen 
und Gasthörern sowie das Verfahren der Einschreibung regelt die Hochschule 
durch eine Ordnung, die der Zustimmung des Ministeriums für Bildung und 
Kultur bedarf. 
(6) Die gleichzeitige Einschreibung an einer anderen Hochschule des 
Saarlandes wird durch eine Ordnung geregelt, die das Ministerium für Bildung 
und Kultur im Einvernehmen mit der Staatskanzlei erlässt. 
 
§ 69 KhG Versagung der Einschreibung 
(1) Die Einschreibung ist zu versagen, wenn die Studienbewerberin oder der 
Studienbewerber 
1.  die Zugangsvoraussetzungen nach den §§ 66 und 67 nicht nachweist, 
2.  an einer deutschen Hochschule in dem gewählten Studiengang den 

Prüfungsanspruch bereits verloren hat oder 
3.  an einer Krankheit leidet, welche die Gesundheit anderer Studierender 

ernstlich gefährdet. 
(2) Die Einschreibung kann nach Maßgabe der Ordnung über die Einschreibung 
versagt werden, wenn die Studienbewerberin oder der Studienbewerber 
1.  für den Antrag auf Einschreibung vorgeschriebene Formen und Fristen 

nicht beachtet hat, 
2.  zu entrichtende Gebühren und Beiträge nicht gezahlt hat, 
3.  für die Dauer einer bestimmten Frist von der Einschreibung an einer 

deutschen Hochschule ausgeschlossen ist oder 
4.  eine ausreichende Krankenversicherung nicht nachweist. 
 
§ 71 KhG Ausländische und staatenlose Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber 
(1) Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die nicht Deutsche im Sinne 
des Artikels 116 des Grundgesetzes sind und die nicht aufgrund von 
Rechtsvorschriften Deutschen gleichgestellt sind, können, soweit keine 
Versagungsgründe nach § 69 vorliegen, als Studierende eingeschrieben 
werden, wenn sie die für den gewählten Studiengang erforderliche Qualifikation 
nachweisen und ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache besitzen. 
(2) Ausländische Studienbewerberinnen und Studienbewerber aus nicht 
deutschsprachigen Ländern haben vor Aufnahme des Fachstudiums den 
Nachweis über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache zu erbringen. 
(3) Diese Regelung gilt für staatenlose Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber entsprechend. 
(4) Das Nähere regelt die Grundordnung. 
 
§ 72 KhG Zulassungsbeschränkungen 
Die Zulassung zum Studium kann durch Festsetzung der Anzahl der höchstens 
aufzunehmenden Studienbewerberinnen und Studienbewerber für einzelne 
Studiengänge beschränkt werden. Das Nähere wird durch die einschlägige 
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Eignungsprüfungsverordnung, die das Ministerium für Bildung und Kultur 
erlässt, geregelt. 
 

2a. 
Studiengangs-
einrichtung, 
Ordnungen, 
Akkreditierung 
Hochschulen 

 
 

§ 13 SHSG5 Verfassung und Ordnungen 
(1) Die Hochschule gibt sich eine Grundordnung, die der Zustimmung der für die 
Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde bedarf. Die Zustimmung ist 
zu versagen, wenn Rechtsgründe entgegenstehen oder die vorgeschlagene 
Regelung den Grundsätzen der Landeshochschulentwicklungsplanung 
widerspricht. 
(2) Die Grundordnung enthält allgemeine Organisations- und 
Verfahrensgrundsätze, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Sie regelt 
auch 
1.  die Möglichkeit, etwaige von der Fakultätsstruktur abweichende 

Organisationsstrukturen vorzusehen, wobei für diesen Fall die §§ 26 bis 28 
entsprechend gelten, 

2.  die Voraussetzungen und organisationsrechtlichen Folgen einer 
Mitgliedschaft in mehreren Fakultäten einschließlich der Heranziehung von 
Mitgliedern anderer kooperierender Hochschulen, 

3.  die Modalitäten der Durchführung von Sitzungen während der 
vorlesungsfreien Zeit, 

4.  die angemessene Entlastung der nebenamtlichen Mitglieder des 
Präsidiums und der Dekanate von ihren sonstigen Dienstpflichten. 

(3) Die Hochschule kann ihre Angelegenheiten durch sonstige Ordnungen 
regeln, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Die Ordnungen der 
Hochschule sind nach Maßgabe der Grundordnung zu veröffentlichen. 
 
§ 58 SHSG Studiengänge 
(1) Studiengänge führen zu einem berufsqualifizierenden Abschluss und werden 
durch eine Prüfung nach § 63 abgeschlossen. Als berufsqualifizierend gilt auch 
der Abschluss von Studiengängen, durch die die fachliche Eignung für einen 
beruflichen Vorbereitungsdienst oder eine berufliche Einführung vermittelt wird. 
Studiengänge können eine zwischen den Lernorten Hochschule und Praxis 
wechselnde Ausbildung vorsehen (duales Studium). 
(2) Bachelorstudiengänge müssen die für die Berufsqualifizierung notwendigen 
wissenschaftlichen Grundlagen, Methodenkompetenzen und 
berufsfeldbezogenen Qualifikationen vermitteln. Masterstudiengänge werden als 
konsekutive oder weiterbildende Studiengänge eingerichtet. Konsekutive 
Masterstudiengänge sollen einen vorausgegangenen Bachelorstudiengang 
fachlich vertiefen, verbreitern oder fachübergreifend erweitern. Sie können auch 
so ausgestaltet werden, dass sie inhaltlich nicht auf einem bestimmten 
vorangegangenen Bachelorstudiengang aufbauen. Neue Studiengänge werden 
in dieser gestuften Studiengangsstruktur eingerichtet. Von ihr kann in 
Studiengängen abgewichen werden, die mit einer staatlichen Prüfung 
abschließen. Für weiterbildende Bachelor- und Masterstudiengänge gilt § 61 
Absatz 3 und 4. 
(3) Die Studiengänge nach Absatz 2 sind in lernergebnisorientierte Module zu 
gliedern und umfassen obligatorisch eine Abschlussarbeit. Für erfolgreich 
abgeschlossene Module sowie für Bachelor- und Masterarbeiten werden 
Leistungspunkte nach einem europäischen Leistungspunkte-System vergeben 
(ECTS-Leistungspunkte). Je Semester sind in der Regel 30 ECTS-
Leistungspunkte zugrunde zu legen. Ein ECTS-Leistungspunkt entspricht einer 
Gesamtarbeitsbelastung der Studierenden im Präsenz- und Selbststudium von 
25 bis höchsten 30 Zeitstunden. Module sollen mindestens einen Umfang von 
fünf ECTS-Leistungspunkten aufweisen. Für ein Modul werden Leistungspunkte 
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vergeben, wenn die in der Studien- und Prüfungsordnung vorgesehenen 
Leistungen erbracht worden sind. Wird ein Modul mit einer das Lernergebnis 
feststellenden Prüfung abgeschlossen, soll in der Regel nur eine 
Prüfungsleistung vorgesehen werden. 
(4) Studiengänge sind in der Regel so zu gestalten, dass sie Möglichkeiten für 
Aufenthalte an anderen Hochschulen und in der Praxis ohne Zeitverlust 
einräumen. 
(5) Jeder neue Bachelor- und Masterstudiengang oder die wesentliche 
Änderung eines bestehenden Bachelor- oder Masterstudiengangs ist durch eine 
anerkannte, unabhängige wissenschaftliche Einrichtung in qualitativer Hinsicht 
zu bewerten (Akkreditierung). Auf eine Akkreditierung einzelner Studiengänge 
kann verzichtet werden, wenn die Hochschule insgesamt oder im betreffenden 
Bereich über ein akkreditiertes System zur Qualitätssicherung ihres 
Studienangebots verfügt (Systemakkreditierung). In den Ziel- und 
Leistungsvereinbarungen nach § 10 können Fristen für eine erneute 
Akkreditierung oder für eine ausnahmsweise nachzuholende Akkreditierung 
eines Studiengangs bestimmt werden. 
(6) Bei der Organisation von Studiengängen soll, soweit möglich, den 
besonderen Bedürfnissen von Teilzeitstudierenden sowie studierenden 
Spitzensportlerinnen und Spitzensportlern Rechnung getragen werden. 
(7) Die Einrichtung, wesentliche Änderung oder Aufhebung von Studiengängen 
ist der für die Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde anzuzeigen. 
Bei Studiengängen, die mit einer staatlichen Prüfung abschließen, bedürfen die 
Maßnahmen der Zustimmung des zuständigen Fachministeriums sowie der für 
die Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde 
(8) Die Hochschule kann sich an der Errichtung gemeinsamer Studiengänge mit 
anderen Hochschulen beteiligen und zu diesem Zweck mit Zustimmung des 
Hochschulrats insbesondere Vereinbarungen über die Gestaltung des Studiums 
und der Prüfungen und die Bildung gemeinsamer Kommissionen schließen. 
 
§ 59 SHSG Regelstudienzeit 
(1) In den Prüfungsordnungen sind die Studienzeiten vorzusehen, in denen in 
der Regel ein berufsqualifizierender Abschluss erworben werden kann 
(Regelstudienzeit). Dies gilt auch für Teilzeitstudien. Die Regelstudienzeit 
schließt Zeiten einer in den Studiengang eingeordneten und während des 
Studiums zu absolvierenden berufspraktischen Tätigkeit, praktische 
Studiensemester und Prüfungszeiten ein. Sie ist maßgebend für die Gestaltung 
der Studienordnung, die Sicherstellung des Lehrangebots, die Gestaltung des 
Prüfungsverfahrens sowie die Ermittlung der Ausbildungskapazitäten. 
(2) Die Regelstudienzeit beträgt 
1.  bei Bachelorstudiengängen mindestens drei und höchstens vier Jahre, 
2.  bei Masterstudiengängen mindestens ein Jahr und höchstens zwei Jahre, 
3.  bei sonstigen postgradualen Studiengängen (§ 61 Absatz 2) in der Regel 

höchstens zwei Jahre, 
4.  bei konsekutiven Studiengängen insgesamt höchstens fünf Jahre, 
5.  bei Studiengängen, die zu einem Diplom- oder Magistergrad führen, 

höchstens viereinhalb Jahre und 
6.  bei anderen Studiengängen höchstens viereinhalb Jahre. 
Darüber hinausgehende Regelstudienzeiten dürfen in besonders begründeten 
Fällen festgesetzt werden; dies gilt auch für Studiengänge, die in besonderen 
Studienformen, zum Beispiel in Teilzeit, durchgeführt werden. 
(3) Für die im Wintersemester 2020/2021 in einem Studiengang an einer 
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule immatrikulierten und nicht 
beurlaubten Studierenden wird eine individuelle Regelstudienzeit festgesetzt, 
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die im Vergleich zu der für den jeweiligen Studiengang festgelegten 
Regelstudienzeit (allgemeine Regelstudienzeit) um ein Semester länger ist. Hat 
die Hochschule durch Ordnung bereits die pandemiebedingte Verlängerung von 
Fristen, die an die Regelstudienzeit geknüpft sind, beschlossen, bleibt 
einschlägige Bezugsgröße die allgemeine Regelstudienzeit. Für Studierende, 
auf die nach dem Recht eines anderen Landes bereits eine vergleichbare 
Regelung zur Verlängerung der individuellen Regelstudienzeit Anwendung 
gefunden hat, findet Satz 1 keine Anwendung. Die für die Wissenschaft 
zuständige oberste Landesbehörde kann durch Rechtsverordnung im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Bildung und Kultur sowie dem 
Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie Regelungen zur 
individuellen Regelstudienzeit treffen, die über das Wintersemester 2020/2021 
hinausgehen, wenn ein regulärer Studienbetrieb pandemiebedingt weiterhin 
nicht möglich oder stark beeinträchtigt ist. 
 
§ 60 SHSG Studienordnungen 
(1) Die Fakultäten stellen für jeden Studiengang eine Studienordnung auf. Die 
Studienordnung regelt auf der Grundlage der Prüfungsordnung Inhalt und 
Aufbau des Studiums, gegebenenfalls einschließlich einer in den Studiengang 
eingeordneten berufspraktischen Tätigkeit. Die Studienordnung sieht 
Schwerpunkte vor, die die Studierenden nach eigener Wahl bestimmen können. 
(2) Die Studieninhalte sind so auszuwählen, dass das Studium in der 
Regelstudienzeit (§ 59) abgeschlossen werden kann. Die Studienordnung 
bezeichnet Gegenstand und Art der Lehrveranstaltungen und Studienleistungen, 
die für den erfolgreichen Abschluss des Studiums erforderlich sind. Der 
Gesamtumfang der Lehrveranstaltungen ist so zu bemessen, dass den 
Studierenden Gelegenheit zur selbstständigen Vorbereitung und Vertiefung des 
Stoffes und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehrveranstaltungen nach eigener 
Wahl verbleibt. Bei der Gestaltung des Lehrangebots ist auf die Bedürfnisse der 
Teilzeitstudierenden sowie studierender Spitzensportlerinnen und 
Spitzensportler Rücksicht zu nehmen. 
(3) Die Studienordnung kann die Zulassung zu Studienabschnitten oder zu 
einzelnen Veranstaltungen von bestimmten Voraussetzungen, insbesondere von 
der Erbringung bestimmter Studienleistungen oder dem Bestehen von 
Prüfungen, abhängig machen. Sie kann die Anforderungen festlegen, die an die 
Fremdsprachenkenntnisse und die Beherrschung der Informations- und 
Kommunikationstechnik zu stellen sind. 
(4) Zur Erprobung neuer Lehr- und Lernformen kann das Dekanat 
Abweichungen von den in der Studienordnung vorgesehenen 
Veranstaltungsformen gestatten. 
(5) Die Studiendekanin/Der Studiendekan erstellt für jeden Studiengang auf der 
Grundlage der Studienordnung einen Studienplan, der der Studienordnung als 
Empfehlung an die Studierenden für einen sachgerechten Aufbau des Studiums 
hinzuzufügen ist. 
(6) In Studiengängen, die mit einer staatlichen Prüfung abschließen, sind die 
Studienordnungen der für die Wissenschaft zuständigen obersten 
Landesbehörde anzuzeigen, die das Einvernehmen mit dem für die Prüfung 
zuständigen Ministerium herstellt. Die für die Wissenschaft zuständige oberste 
Landesbehörde kann innerhalb von zwei Monaten eine Änderung verlangen, 
wenn die Studienordnung nicht gewährleistet, dass das Studium entsprechend 
der Prüfungsordnung durchgeführt und abgeschlossen werden kann. Nach 
Ablauf dieser Frist tritt die Studienordnung in Kraft, wenn eine Änderung nicht 
verlangt worden ist. 
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§ 64 SHSG Prüfungsordnungen 
(1) Der Senat beschließt auf Vorlage des Präsidiums studiengangübergreifende 
Prüfungsordnungen (Rahmenprüfungsordnungen). Die 
Rahmenprüfungsordnungen bedürfen der Zustimmung der für die Wissenschaft 
zuständigen obersten Landesbehörde. Die Fakultäten erlassen mit Zustimmung 
des Präsidiums Prüfungsordnungen für einzelne Studiengänge, die den 
Rahmenprüfungsordnungen entsprechen müssen. 
(2) Die Zustimmung zu den Rahmenprüfungsordnungen nach Absatz 1 Satz 2 
kann aus wichtigen Gründen versagt werden, insbesondere wenn sie 
1.  gegen eine Rechtsvorschrift verstoßen, 
2.  eine mit § 59 unvereinbare Regelstudienzeit vorsehen oder anderen 

Vorschriften über die Regelstudienzeit nicht entsprechen, 
3.  eine Empfehlung der Kultusministerkonferenz nicht berücksichtigen oder 
4.  die im Hochschulbereich erforderliche Einheitlichkeit oder die 

Gleichwertigkeit der Ausbildung oder der Abschlüsse nicht hinreichend 
gewährleisten. 

(3) Die Rahmenprüfungsordnungen enthalten Bestimmungen insbesondere 
über 
1.  den Zweck einer Prüfung, 
2.  die Prüfungsleistungen, 
3.  die Regelstudienzeit sowie die Zeit, bis zu der in der Regel eine 

Zwischenprüfung abzulegen ist, 
4.  die Bewertungsmaßstäbe, 
5.  die Voraussetzungen für die Zulassung zur und den Ausschluss von einer 

Prüfung, 
6.  die Fristen für die Meldung zu einer Prüfung und zu deren Wiederholung, 
7.  die Bearbeitungszeiten für die Anfertigung der schriftlichen 

Prüfungsarbeiten, die Dauer einer mündlichen Prüfung sowie bei 
studienbegleitenden Prüfungen der Zeitraum, innerhalb dessen die 
Studierenden die erforderlichen Prüfungsleistungen nachzuweisen haben, 

8.  die an den spezifischen Bedürfnissen ausgerichtete Erbringung von 
Prüfungsleistungen durch behinderte Studierende, 

9.  die Anforderungen an das Bestehen und die Voraussetzungen für das 
Wiederholen einer Prüfung, 

10.  die Folgen der Nichterbringung einer Prüfungsleistung und des Rücktritts 
von einer Prüfung sowie die Folgen von Verstößen gegen 
Prüfungsvorschriften, 

11.  die Prüfungsorgane und den Prüfungsablauf, einschließlich der Zulässigkeit 
der Anwesenheit von Studierenden als Zuhörerinnen und Zuhörer bei 
mündlichen Prüfungen und die Führung von Aufzeichnungen über den 
Prüfungsverlauf, 

12.  die Anrechnung von in anderen Studiengängen, in einem Fernstudium oder 
an anderen Hochschulen erbrachten Studienzeiten sowie Studien- und 
Prüfungsleistungen, 

13.  die Anrechnung von Ergebnissen von Vor- und Zwischenprüfungen oder 
von studienbegleitenden Leistungsnachweisen bei der Abschlussprüfung, 

14.  die Einsicht in die Prüfungsakten nach den einzelnen Prüfungen oder einer 
abgeschlossenen Teilprüfung, 

15.  den nach bestandenen Prüfungen zu verleihenden Hochschulgrad, 
16.  die Voraussetzungen, unter denen bei geeigneten Studiengängen eine 

innerhalb der Regelstudienzeit abgelegte Abschlussprüfung im Fall des 
Nichtbestehens als nicht unternommen gilt und im Fall des Bestehens zur 
Notenverbesserung wiederholt werden kann (Freiversuch), 

17.  eine Gliederung der Prüfung in Abschnitte, 
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18.  die Möglichkeit, auf Antrag die Schutzfristen des gesetzlichen 
Mutterschutzes und die Elternzeit in Anspruch nehmen zu können, und 

19.  die an den besonderen Bedürfnissen von Spitzensportlerinnen und 
Spitzensportlern ausgerichtete Prüfungsorganisation. 

(4) In Prüfungsordnungen für einzelne Studiengänge können fachspezifische 
Prüfungsanforderungen zur Ausfüllung der in der Rahmenprüfungsordnung 
enthaltenen Regelungsspielräume bezüglich der Zulassungsvoraussetzungen 
und des Prüfungsverfahrens festgelegt werden; dazu gehört insbesondere auch, 
ob Studien- und Prüfungsleistungen auch in einer Fremdsprache erbracht 
werden dürfen. 
 

2b. 
Studiengangs-
einrichtung, 
Ordnungen, 
Akkreditierung 
Hochschule der 
Bildenden Künste 
Saar 

§ 11 KhG6 Grundordnung und sonstige Ordnungen 
(1) Die Hochschule der Bildenden Künste Saar gibt sich eine Grundordnung, die 
der Zustimmung des Ministeriums für Bildung und Kultur bedarf. Die 
Zustimmung ist zu versagen, wenn die Grundordnung den für sie maßgeblichen 
Rechtsvorschriften nicht entspricht. Einen Versagungsgrund bildet auch eine 
Regelung von Organisation und Verfahren, die den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit widerspricht. 
(2) Die Hochschule erlässt Ordnungen nach Maßgabe dieses Gesetzes; sie 
kann Geschäftsordnungen für die Kollegialorgane nach Maßgabe dieses 
Gesetzes erlassen. 
(3) Die Grundordnung sowie die Ordnungen nach Absatz 2 sind im Dienstblatt 
der Hochschulen des Saarlandes zu veröffentlichen. 
 
§ 53 KhG Studienreform 
(1) Die Hochschule der Bildenden Künste Saar hat die ständige Aufgabe, im 
Zusammenwirken mit den zuständigen staatlichen Stellen Inhalte und Formen 
des Studiums im Hinblick auf die Entwicklungen im Bereich der Kunst, des 
Design, der Medien, der Kunstpädagogik oder der Wissenschaft, die 
Bedürfnisse der beruflichen Praxis und die notwendigen Veränderungen in der 
Berufswelt zu überprüfen und weiterzuentwickeln. 
Die Studienreform soll gewährleisten, dass 
1.  die Studieninhalte im Hinblick auf Veränderungen in der Berufswelt den 

Studierenden breite berufliche Entwicklungsmöglichkeiten eröffnen, 
2.  die Formen der Lehre und des Studiums den methodischen und 

didaktischen Erkenntnissen entsprechen, 
3.  die Studierenden befähigt werden, Studieninhalte selbstständig zu 

erarbeiten und deren Bezug zur künstlerischen oder gestalterischen Praxis 
zu erkennen, 

4.  die Gleichwertigkeit einander entsprechender Hochschulabschlüsse 
gewährleistet und die Möglichkeit des Hochschulwechsels erhalten bleiben 
und 

5.  die Studieninhalte so ausgewählt werden, dass die Regelstudienzeit 
eingehalten werden kann. 

(2) Zur Erprobung von Reformmodellen können besondere Studien- und 
Prüfungsordnungen erlassen werden, die neben bestehende Ordnungen treten. 
Die Erprobung von Reformmodellen soll nach einer festgesetzten Frist 
begutachtet werden. 
(3) Die Hochschule trifft die für die Studienreform und für die Förderung der 
Hochschuldidaktik notwendigen Maßnahmen. 
 
§ 54 KhG Studiengänge 
(1) Die Studiengänge führen in der Regel zu einem berufsqualifizierenden 
Abschluss. Als berufsqualifizierend gilt auch der Abschluss eines Studiengangs, 
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durch den die fachliche Eignung für einen beruflichen Vorbereitungsdienst oder 
eine berufliche Einführung vermittelt wird. Soweit bereits das jeweilige 
Studienziel eine berufspraktische Tätigkeit erfordert, ist sie mit den übrigen 
Teilen des Studiums inhaltlich und zeitlich abzustimmen und nach Möglichkeit in 
den Studiengang einzuordnen. 
(2) Zur Vermittlung weiterer künstlerischer und beruflicher Qualifikationen oder 
zur Vertiefung eines Studiums, insbesondere zur Heranbildung des 
künstlerischen und gestalterischen Nachwuchses, können Zusatz-, Ergänzungs- 
und Aufbaustudien angeboten werden. Sie sollen höchstens zwei Jahre dauern. 
(3) Die Einrichtung, wesentliche Änderung und Aufhebung von Studiengängen 
bedarf der Zustimmung des Ministeriums für Bildung und Kultur. 
(4) Für einen neuen Studiengang soll der Lehrbetrieb erst aufgenommen 
werden, wenn die Zustimmung zu einer entsprechenden Prüfungsordnung 
erfolgt ist. 
(5) Die Hochschule der Bildenden Künste Saar erlässt eine Rahmenordnung, 
die der Zustimmung des Ministeriums für Bildung und Kultur bedarf. 
(6) Die Hochschule kann sich an der Errichtung gemeinsamer Studiengänge mit 
anderen Hochschulen beteiligen und zu diesem Zweck mit Zustimmung des 
Ministeriums für Bildung und Kultur Vereinbarungen über die Gestaltung des 
Studiums und der Prüfungen und die Bildung gemeinsamer Kommissionen 
schließen. 
 
§ 55 KhG Studienordnungen 
(1) Für jeden Studiengang soll die Hochschule der Bildenden Künste Saar eine 
Studienordnung aufstellen. Die Studienordnung regelt auf der Grundlage der 
Prüfungsordnung und unter Berücksichtigung der fachlichen und 
hochschuldidaktischen Entwicklung und der Anforderungen der beruflichen 
Praxis Inhalt und Aufbau des Studiums, gegebenenfalls einschließlich einer in 
den Studiengang eingeordneten berufspraktischen Tätigkeit. Die 
Studienordnung sieht im Rahmen der Prüfungsordnung Schwerpunkte vor, die 
die Studierenden nach eigener Wahl bestimmen können. 
(2) Die für den Studiengang in Betracht kommenden Studieninhalte sind so 
auszuwählen und zu begrenzen, dass das Studium in der Regelstudienzeit 
abgeschlossen werden kann. Die Studienordnung bezeichnet Gegenstand und 
Art der Lehrveranstaltungen und der Studienleistungen, die für den 
erfolgreichen Abschluss des Studiums erforderlich sind. Sie bestimmt deren 
Anteil am zeitlichen Gesamtumfang. Der Gesamtumfang der nach Satz 2 
erforderlichen Lehrveranstaltungen ist so zu bemessen, dass den Studierenden 
Gelegenheit zur selbstständigen Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes und 
zur Teilnahme an zusätzlichen Lehrveranstaltungen nach eigener Wahl 
verbleibt. 
(3) Die Studienordnung kann bestimmen, dass Lehrveranstaltungen mit 
beschränkter Teilnehmerzahl nur einmal besucht werden dürfen. Ist in der 
Lehrveranstaltung eine Studienleistung zu erbringen, die Voraussetzung für die 
Fortführung des Studiums, Zulassungsvoraussetzung für eine Prüfung oder 
Bestandteil einer Prüfung ist, so ist bei nicht erfolgreichem Abschluss die 
Wiederholung der Lehrveranstaltung zu ermöglichen. 
(4) Die Studienordnung bedarf der Zustimmung des Ministeriums für Bildung 
und Kultur. 
(5) Die Studienordnungen sind im Dienstblatt der Hochschulen des Saarlandes 
zu veröffentlichen. 
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§ 57 KhG Regelstudienzeit 
(1) Die Regelstudienzeiten sind so zu bemessen, dass bei entsprechender 
Gestaltung der Studienordnungen und des Lehrangebots ein erster 
berufsqualifizierender Abschluss erworben werden kann. 
(2) Bei der Festsetzung der Regelstudienzeit für den einzelnen Studiengang 
sind die allgemeinen Ziele des Studiums und die besonderen Erfordernisse des 
jeweiligen Studiengangs, die Möglichkeiten der Weiterbildung und des Aufbau- 
und des Kontaktstudiums sowie Erfahrungen mit bereits bestehenden 
Studiengängen und mit vergleichbaren Studiengängen im Ausland zu 
berücksichtigen. 
(3) Die Regelstudienzeit bis zum ersten berufsqualifizierenden Abschluss soll 
vier Jahre nur in begründeten Fällen überschreiten. In geeigneten Fällen ist eine 
kürzere Regelstudienzeit festzusetzen. Einschlägige berufspraktische 
Tätigkeiten nach § 54 Absatz 1 Satz 3 sind zu berücksichtigen. 
(4) Für die im Wintersemester 2020/2021 in einem Studiengang an einer 
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule immatrikulierten und nicht 
beurlaubten Studierenden wird eine individuelle Regelstudienzeit festgesetzt, 
die im Vergleich zu der für den jeweiligen Studiengang festgelegten 
Regelstudienzeit (allgemeine Regelstudienzeit) um ein Semester länger ist. Hat 
die Hochschule durch Ordnung bereits die pandemiebedingte Verlängerung von 
Fristen, die an die Regelstudienzeit geknüpft sind, beschlossen, bleibt 
einschlägige Bezugsgröße die allgemeine Regelstudienzeit. Für Studierende, 
auf die nach dem Recht eines anderen Landes bereits eine vergleichbare 
Regelung zur Verlängerung der individuellen Regelstudienzeit Anwendung 
gefunden hat, findet Satz 1 keine Anwendung. Die für die Wissenschaft 
zuständige oberste Landesbehörde kann durch Rechtsverordnung im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Bildung und Kultur sowie dem 
Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie Regelungen zur 
individuellen Regelstudienzeit treffen, die über das Wintersemester 2020/2021 
hinausgehen, wenn ein regulärer Studienbetrieb pandemiebedingt weiterhin 
nicht möglich oder stark beeinträchtigt ist. 
 
§ 63 KhG Prüfungsordnungen 
(1) Hochschulprüfungen werden aufgrund von Prüfungsordnungen abgelegt, die 
der Zustimmung des Ministeriums für Bildung und Kultur bedürfen. Sie müssen 
Bestimmungen enthalten über 
1.  den Zweck einer Prüfung, 
2.  die Prüfungsgebiete, 
3.  die Regelstudienzeit, 
4.  die Bewertungsmaßstäbe, 
5.  die Voraussetzungen für die Zulassung zu und den Ausschluss von einer 

Prüfung, 
6.  die Fristen für die Meldung zu einer Prüfung und deren Wiederholung, 
7.  die Einführung und Ausgestaltung eines Freiversuchs, 
8.  die Bearbeitungszeiten für die Anfertigung der schriftlichen 

Prüfungsarbeiten und die Dauer einer mündlichen Prüfung, 
9.  die an den spezifischen Bedürfnissen ausgerichtete Erbringung von 

Prüfungsleistungen durch behinderte Studierende, 
10.  die Anforderungen an das Bestehen und die Voraussetzungen für die 

Wiederholung einer Prüfung, 
11.  die Folgen der Nichterbringung einer Prüfungsleistung und des Rücktritts 

von einer Prüfung sowie die Folgen von Verstößen gegen 
Prüfungsvorschriften, 

12.  die Prüfungsorgane und das Prüfungsverfahren, 
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13.  den nach den bestandenen Prüfungen zu verleihenden Hochschulgrad. 
Prüfungsanforderungen und -verfahren sind so zu gestalten, dass die 
Abschlussprüfung grundsätzlich in der Regelstudienzeit, spätestens aber sechs 
Monate nach ihrem Ablauf abgenommen wird. Die Begutachtung von 
Prüfungsarbeiten muss spätestens nach drei Monaten abgeschlossen sein. 
Prüfungsverfahren müssen die Inanspruchnahme der gesetzlichen 
Mutterschutzfristen und der Fristen der Elternzeit ermöglichen. 
(2) Prüfungsordnungen müssen ferner bestimmen, 
1.  unter welchen Voraussetzungen an anderen Hochschulen zurückgelegte 

Studienzeiten und erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen anzurechnen 
sind, 

2.  ob und inwieweit im Rahmen einer nicht bestandenen Prüfung erbrachte 
Prüfungsleistungen bei einer Wiederholungsprüfung zu berücksichtigen 
sind, 

3.  ob und in welchem Ausmaß die Ergebnisse von Vor- und 
Zwischenprüfungen oder studienbegleitenden Leistungsnachweisen bei der 
Abschlussprüfung anzurechnen sind, 

4.  dass sich die Kandidatinnen und Kandidaten über Teilergebnisse der 
Prüfung vor Abschluss der Prüfung unterrichten können, 

5.  dass die Kandidatinnen und Kandidaten nach abgeschlossener Prüfung 
Einsicht in ihre Prüfungsakten nehmen können, 

6.  dass Prüfungsleistungen in Abschlussprüfungen und in Prüfungen, deren 
Bestehen Voraussetzung für die Fortsetzung des Studiums ist, in der Regel 
von mindestens zwei Prüferinnen oder Prüfern bewertet und mündliche 
Prüfungen von mehreren Prüferinnen und Prüfern oder von einer Prüferin 
oder einem Prüfer in Gegenwart einer sachkundigen Beisitzerin oder eines 
sachkundigen Beisitzers abgenommen werden, 

7.  dass bei mündlichen Prüfungen gemäß Nummer 6 Niederschriften 
angefertigt werden sollen, aus denen die wesentlichen Gegenstände und 
das Ergebnis der Prüfung hervorgehen, und 

8.  dass bei mündlichen Prüfungen Studierende des eigenen Fachs anwesend 
sein können, sofern die Kandidatin oder der Kandidat bei der Meldung zur 
Prüfung nicht widersprochen hat. 

Niederschriften können auch in elektronischer Form erfolgen. 
(3) Die Zustimmung zu einer Prüfungsordnung ist zu versagen, wenn sie gegen 
eine Rechtsvorschrift verstößt oder wenn sie eine Regelstudienzeit von mehr als 
vier Jahren vorsieht, ohne dass die Überschreitung besonders begründet ist. Sie 
kann aus wichtigen Gründen versagt werden, insbesondere wenn 
1.  die Prüfungsordnung anderen Vorschriften über die Regelstudienzeit nicht 

entspricht, 
2.  durch die Prüfungsordnung die im Hochschulbereich erforderliche 

Einheitlichkeit oder die Gleichwertigkeit der Ausbildung oder der Abschlüsse 
nicht gewährleistet ist oder 

3.  wegen fehlender personeller, sächlicher oder finanzieller Voraussetzungen 
der Studiengang nicht gewährleistet ist. 

(4) Prüfungsordnungen sind im Dienstblatt der Hochschulen des Saarlandes zu 
veröffentlichen. 
(5) Die Hochschule kann eine Rahmenprüfungsordnung erlassen, die der 
Zustimmung des Ministeriums für Bildung und Kultur bedarf. 

3a.  
Spielräume 
Lehrveranstal-
tungsorganisa-
tion; 

§ 57 SHSG7 Studien- und Lehrbetrieb 
(1) Bei der Reform des Studiums im Hinblick auf die Entwicklungen in der 
Wissenschaft und Berufswelt bedienen sich die Hochschulen der Möglichkeiten 
des Fernstudiums und der Informations- und Kommunikationstechnik. Sie 
fördern die hochschulübergreifende Zusammenarbeit und beteiligen sich an 
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fremdsprachige 
Prüfungen  
Hochschulen 

 
 
 

grenzüberschreitenden Studiengängen. Lehrveranstaltungen können auch in 
Fremdsprachen angeboten werden. 
(2) Die Hochschulen können den Studien- und Lehrbetrieb durch die Einführung 
eines Trimester-Systems neu ordnen. Die Anerkennungsfähigkeit der 
Abschlüsse, insbesondere im Hinblick auf die Regelstudienzeiten, ist zu 
gewährleisten. 
 
§ 60 SHSG Studienordnungen 
(1) Die Fakultäten stellen für jeden Studiengang eine Studienordnung auf. Die 
Studienordnung regelt auf der Grundlage der Prüfungsordnung Inhalt und 
Aufbau des Studiums, gegebenenfalls einschließlich einer in den Studiengang 
eingeordneten berufspraktischen Tätigkeit. Die Studienordnung sieht 
Schwerpunkte vor, die die Studierenden nach eigener Wahl bestimmen können. 
(2) Die Studieninhalte sind so auszuwählen, dass das Studium in der 
Regelstudienzeit (§ 59) abgeschlossen werden kann. Die Studienordnung 
bezeichnet Gegenstand und Art der Lehrveranstaltungen und Studienleistungen, 
die für den erfolgreichen Abschluss des Studiums erforderlich sind. Der 
Gesamtumfang der Lehrveranstaltungen ist so zu bemessen, dass den 
Studierenden Gelegenheit zur selbstständigen Vorbereitung und Vertiefung des 
Stoffes und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehrveranstaltungen nach eigener 
Wahl verbleibt. Bei der Gestaltung des Lehrangebots ist auf die Bedürfnisse der 
Teilzeitstudierenden sowie studierender Spitzensportlerinnen und 
Spitzensportler Rücksicht zu nehmen. 
(3) Die Studienordnung kann die Zulassung zu Studienabschnitten oder zu 
einzelnen Veranstaltungen von bestimmten Voraussetzungen, insbesondere von 
der Erbringung bestimmter Studienleistungen oder dem Bestehen von 
Prüfungen, abhängig machen. Sie kann die Anforderungen festlegen, die an die 
Fremdsprachenkenntnisse und die Beherrschung der Informations- und 
Kommunikationstechnik zu stellen sind. 
(4) Zur Erprobung neuer Lehr- und Lernformen kann das Dekanat 
Abweichungen von den in der Studienordnung vorgesehenen 
Veranstaltungsformen gestatten. 
(5) Die Studiendekanin/Der Studiendekan erstellt für jeden Studiengang auf der 
Grundlage der Studienordnung einen Studienplan, der der Studienordnung als 
Empfehlung an die Studierenden für einen sachgerechten Aufbau des Studiums 
hinzuzufügen ist. 
(6) In Studiengängen, die mit einer staatlichen Prüfung abschließen, sind die 
Studienordnungen der für die Wissenschaft zuständigen obersten 
Landesbehörde anzuzeigen, die das Einvernehmen mit dem für die Prüfung 
zuständigen Ministerium herstellt. Die für die Wissenschaft zuständige oberste 
Landesbehörde kann innerhalb von zwei Monaten eine Änderung verlangen, 
wenn die Studienordnung nicht gewährleistet, dass das Studium entsprechend 
der Prüfungsordnung durchgeführt und abgeschlossen werden kann. Nach 
Ablauf dieser Frist tritt die Studienordnung in Kraft, wenn eine Änderung nicht 
verlangt worden ist. 
 
§ 63 SHSG Prüfungen 
(1) Ein Studiengang wird in der Regel durch eine Hochschulprüfung oder eine 
staatliche Prüfung abgeschlossen, mit der der Studienerfolg festgestellt und die 
studienbegleitend auf der Basis eines Leistungspunktesystems nach § 58 
Absatz 3 Satz 2 abgelegt wird. In noch bestehenden Diplom- und 
Magisterstudiengängen sowie in Studiengängen mit Staatsexamen können 
abweichend von Satz 1 und von § 58 Absatz 3 eine Abschluss- und eine 
Zwischenprüfung vorgesehen werden. Die Prüfungsordnung kann weitere 
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Leistungen als Nachweis für die ordnungsgemäße Fortsetzung des Studiums 
verlangen. 
(2) Die Begutachtung von Bachelorarbeiten muss spätestens nach zwei 
Monaten, die Begutachtung von Masterarbeiten und vergleichbaren 
Abschlussarbeiten spätestens nach drei Monaten abgeschlossen sein. 
(3) Hochschulprüfungen können von den Mitgliedern der Gruppe der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, von entpflichteten oder im 
Ruhestand befindlichen Professorinnen und Professoren, Mitgliedern der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer an anderen 
Hochschulen, Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren, 
Privatdozentinnen und Privatdozenten und außerplanmäßigen Professorinnen 
und Professoren abgenommen werden. Die Prüfungsordnung kann vorsehen, 
dass Mitglieder der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
Lehrbeauftragte sowie in der beruflichen Praxis erfahrene Personen zu 
Prüferinnen und Prüfern bestellt werden. Prüfungsleistungen dürfen nur von 
Personen bewertet werden, die selbst mindestens die durch die Prüfung 
festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen. 
(4) Prüfungsleistungen in Prüfungen, deren Nichtbestehen endgültig ist, sind in 
der Regel von mindestens zwei Prüferinnen und Prüfern zu bewerten. Darüber 
hinaus kann der Prüfling in begründeten Ausnahmefällen verlangen, dass 
Prüfungsleistungen in Hochschulabschlussprüfungen von zwei Prüferinnen und 
Prüfern bewertet werden. Mündliche Prüfungen sind von mehreren Prüferinnen 
und Prüfern oder von einer Prüferin/einem Prüfer in Gegenwart einer 
sachkundigen Beisitzerin/eines sachkundigen Beisitzers abzunehmen. 
(5) Zwischen- und Abschlussprüfungen können höchstens zweimal wiederholt 
werden. Die Prüfungsordnung kann vorsehen, dass in begründeten 
Ausnahmefällen eine dritte Wiederholungsmöglichkeit zum nächstmöglichen 
Prüfungszeitpunkt eingeräumt wird. Ein begründeter Ausnahmefall liegt 
insbesondere vor, wenn die/der Studierende sämtliche Prüfungs- und 
Studienleistungen des Studienganges bis auf die Prüfungsleistung, für die sie/er 
die dritte Wiederholung beantragt, mit Erfolg erbracht hat. Für 
studienbegleitende Prüfungen kann an Stelle der Wiederholbarkeit bestimmt 
werden, dass Studienleistungen innerhalb bestimmter Fristen zu erbringen sind. 
Höchstens zwei Leistungsversuche sind innerhalb der Frist zu ermöglichen. 
(6) Die Hochschule kann durch Ordnung mit Zustimmung der für die 
Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde regeln, dass geeignete 
Prüfungen aus übergeordnetem, wichtigem Grund oder zur Erprobung neuer 
Prüfungsmodelle in elektronischer Form und ohne die Verpflichtung 
durchgeführt werden können, persönlich in einem vorgegebenen Prüfungsraum 
anwesend sein zu müssen. Sie ist berechtigt, die hierzu erforderlichen 
personenbezogenen Daten der Studierenden zu verarbeiten. In der Ordnung 
sind Regelungen zur Sicherung des Datenschutzes, zur Sicherstellung der 
persönlichen Leistungserbringung durch die zu Prüfenden und ihrer eindeutigen 
Authentifizierung, zur Verhinderung von Täuschungshandlungen sowie zum 
Umgang mit technischen Problemen zu treffen. Die Hochschule berichtet dem 
Landtag nach Ablauf des Wintersemesters 2022/2023 über die gemachten 
Erfahrungen. 
 
§ 64 SHSG Prüfungsordnungen 
(1) Der Senat beschließt auf Vorlage des Präsidiums studiengangübergreifende 
Prüfungsordnungen (Rahmenprüfungsordnungen). Die 
Rahmenprüfungsordnungen bedürfen der Zustimmung der für die Wissenschaft 
zuständigen obersten Landesbehörde. Die Fakultäten erlassen mit Zustimmung 
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des Präsidiums Prüfungsordnungen für einzelne Studiengänge, die den 
Rahmenprüfungsordnungen entsprechen müssen. 
(2) Die Zustimmung zu den Rahmenprüfungsordnungen nach Absatz 1 Satz 2 
kann aus wichtigen Gründen versagt werden, insbesondere wenn sie 
1.  gegen eine Rechtsvorschrift verstoßen, 
2.  eine mit § 59 unvereinbare Regelstudienzeit vorsehen oder anderen 

Vorschriften über die Regelstudienzeit nicht entsprechen, 
3.  eine Empfehlung der Kultusministerkonferenz nicht berücksichtigen oder 
4.  die im Hochschulbereich erforderliche Einheitlichkeit oder die 

Gleichwertigkeit der Ausbildung oder der Abschlüsse nicht hinreichend 
gewährleisten. 

(3) Die Rahmenprüfungsordnungen enthalten Bestimmungen insbesondere 
über 
1.  den Zweck einer Prüfung, 
2.  die Prüfungsleistungen, 
3.  die Regelstudienzeit sowie die Zeit, bis zu der in der Regel eine 

Zwischenprüfung abzulegen ist, 
4.  die Bewertungsmaßstäbe, 
5.  die Voraussetzungen für die Zulassung zur und den Ausschluss von einer 

Prüfung, 
6.  die Fristen für die Meldung zu einer Prüfung und zu deren Wiederholung, 
7.  die Bearbeitungszeiten für die Anfertigung der schriftlichen 

Prüfungsarbeiten, die Dauer einer mündlichen Prüfung sowie bei 
studienbegleitenden Prüfungen der Zeitraum, innerhalb dessen die 
Studierenden die erforderlichen Prüfungsleistungen nachzuweisen haben, 

8.  die an den spezifischen Bedürfnissen ausgerichtete Erbringung von 
Prüfungsleistungen durch behinderte Studierende, 

9.  die Anforderungen an das Bestehen und die Voraussetzungen für das 
Wiederholen einer Prüfung, 

10.  die Folgen der Nichterbringung einer Prüfungsleistung und des Rücktritts 
von einer Prüfung sowie die Folgen von Verstößen gegen 
Prüfungsvorschriften, 

11.  die Prüfungsorgane und den Prüfungsablauf, einschließlich der Zulässigkeit 
der Anwesenheit von Studierenden als Zuhörerinnen und Zuhörer bei 
mündlichen Prüfungen und die Führung von Aufzeichnungen über den 
Prüfungsverlauf, 

12.  die Anrechnung von in anderen Studiengängen, in einem Fernstudium oder 
an anderen Hochschulen erbrachten Studienzeiten sowie Studien- und 
Prüfungsleistungen, 

13.  die Anrechnung von Ergebnissen von Vor- und Zwischenprüfungen oder 
von studienbegleitenden Leistungsnachweisen bei der Abschlussprüfung, 

14.  die Einsicht in die Prüfungsakten nach den einzelnen Prüfungen oder einer 
abgeschlossenen Teilprüfung, 

15.  den nach bestandenen Prüfungen zu verleihenden Hochschulgrad, 
16.  die Voraussetzungen, unter denen bei geeigneten Studiengängen eine 

innerhalb der Regelstudienzeit abgelegte Abschlussprüfung im Fall des 
Nichtbestehens als nicht unternommen gilt und im Fall des Bestehens zur 
Notenverbesserung wiederholt werden kann (Freiversuch), 

17.  eine Gliederung der Prüfung in Abschnitte, 
18.  die Möglichkeit, auf Antrag die Schutzfristen des gesetzlichen 

Mutterschutzes und die Elternzeit in Anspruch nehmen zu können, und 
19.  die an den besonderen Bedürfnissen von Spitzensportlerinnen und 

Spitzensportlern ausgerichtete Prüfungsorganisation. 
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(4) In Prüfungsordnungen für einzelne Studiengänge können fachspezifische 
Prüfungsanforderungen zur Ausfüllung der in der Rahmenprüfungsordnung 
enthaltenen Regelungsspielräume bezüglich der Zulassungsvoraussetzungen 
und des Prüfungsverfahrens festgelegt werden; dazu gehört insbesondere auch, 
ob Studien- und Prüfungsleistungen auch in einer Fremdsprache erbracht 
werden dürfen. 
 
§ 65 SHSG Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen sowie 
Studienabschlüssen 
(1) Studien- und Prüfungsleistungen sowie Studienabschlüsse, die in 
Studiengängen an deutschen oder anerkannten ausländischen Hochschulen 
oder an einer anerkannten Fernstudieneinheit erbracht worden sind, werden 
anerkannt, sofern hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen kein wesentlicher 
Unterschied zu den Leistungen oder Abschlüssen, die sie ersetzen sollen, 
nachgewiesen wird. Gleiches gilt für Studien- und Prüfungsleistungen, die an 
staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien erbracht worden sind. 
Bei der Entscheidung über die Gleichwertigkeit nach Satz 2 sind insbesondere 
die Ergebnisse von Evaluierungsverfahren heranzuziehen. Die Ablehnung eines 
Antrags auf Feststellung der Gleichwertigkeit nach Satz 2 ist schriftlich oder 
elektronisch zu begründen. § 5a Absatz 1 Satz 2 und § 112 des Deutschen 
Richtergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 1972 
(BGBl. I S. 713), zuletzt geändert durch Artikel 132 der Verordnung vom 31. 
August 2015 (BGBl. I S. 1474), bleiben unberührt. 
(2) Die Gleichwertigkeit nach Absatz 1 wird bei Studiengängen, die mit einer 
Hochschulprüfung abgeschlossen werden, von der Hochschule, bei 
Studiengängen, die mit einer staatlichen Prüfung abgeschlossen werden, von 
der für die Prüfung zuständigen Stelle festgestellt. Die Hochschule ist vorher zu 
hören. Im Studiengang, der zur ersten juristischen Prüfung führt, gelten für die 
Gleichwertigkeitsfeststellung die Vorschriften des Juristenausbildungsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Juni 2015 (Amtsbl. I S. 402), in 
der jeweils geltenden Fassung. 
(3) Die Anerkennung kann der Fortsetzung des Studiums, dem Ablegen von 
Prüfungen, der Aufnahme eines weiteren Studiums oder der Zulassung zur 
Promotion dienen. 
(4) Soweit Vereinbarungen und Abkommen der Bundesrepublik Deutschland mit 
anderen Staaten über die Gleichwertigkeiten im Hochschulbereich 
(Äquivalenzabkommen) Studierende ausländischer Staaten abweichend von 
Absatz 1 begünstigen, gehen die Regelungen der Äquivalenzabkommen vor. 
(5) Nachgewiesene gleichwertige Kompetenzen und Fähigkeiten, die außerhalb 
des Hochschulbereichs erworben wurden, sind bis zur Hälfte der für den 
Studiengang vorgesehenen Leistungspunkte anzurechnen. 
 

3b.  
Spielräume 
Lehrveranstal-
tungsorganisa-
tion; 
fremdsprachige 
Prüfungen 
Hochschule der 
Bildenden Künste 
Saar 

§ 55 KhG8 Studienordnungen 
(1) Für jeden Studiengang soll die Hochschule der Bildenden Künste Saar eine 
Studienordnung aufstellen. Die Studienordnung regelt auf der Grundlage der 
Prüfungsordnung und unter Berücksichtigung der fachlichen und 
hochschuldidaktischen Entwicklung und der Anforderungen der beruflichen 
Praxis Inhalt und Aufbau des Studiums, gegebenenfalls einschließlich einer in 
den Studiengang eingeordneten berufspraktischen Tätigkeit. Die 
Studienordnung sieht im Rahmen der Prüfungsordnung Schwerpunkte vor, die 
die Studierenden nach eigener Wahl bestimmen können. 
(2) Die für den Studiengang in Betracht kommenden Studieninhalte sind so 
auszuwählen und zu begrenzen, dass das Studium in der Regelstudienzeit 
abgeschlossen werden kann. Die Studienordnung bezeichnet Gegenstand und 
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Art der Lehrveranstaltungen und der Studienleistungen, die für den 
erfolgreichen Abschluss des Studiums erforderlich sind. Sie bestimmt deren 
Anteil am zeitlichen Gesamtumfang. Der Gesamtumfang der nach Satz 2 
erforderlichen Lehrveranstaltungen ist so zu bemessen, dass den Studierenden 
Gelegenheit zur selbstständigen Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes und 
zur Teilnahme an zusätzlichen Lehrveranstaltungen nach eigener Wahl 
verbleibt. 
(3) Die Studienordnung kann bestimmen, dass Lehrveranstaltungen mit 
beschränkter Teilnehmerzahl nur einmal besucht werden dürfen. Ist in der 
Lehrveranstaltung eine Studienleistung zu erbringen, die Voraussetzung für die 
Fortführung des Studiums, Zulassungsvoraussetzung für eine Prüfung oder 
Bestandteil einer Prüfung ist, so ist bei nicht erfolgreichem Abschluss die 
Wiederholung der Lehrveranstaltung zu ermöglichen. 
(4) Die Studienordnung bedarf der Zustimmung des Ministeriums für Bildung 
und Kultur. 
(5) Die Studienordnungen sind im Dienstblatt der Hochschulen des Saarlandes 
zu veröffentlichen. 
 
§ 58 KhG Kontaktstudium 
(1) Die Hochschule der Bildenden Künste Saar soll Kontaktstudien anbieten, 
wenn für Studiengänge nach § 54 das notwendige Lehrangebot sichergestellt 
bleibt. 
(2) Das Kontaktstudium dient der künstlerischen, gestalterischen und 
wissenschaftlichen Vertiefung und Ergänzung berufspraktischer Erfahrungen. 
Es soll insbesondere 
1.  Fachkenntnisse dem neuesten künstlerischen oder wissenschaftlichen 

Entwicklungsstand anpassen, 
2.  den Überblick über die Zusammenhänge des Fachs erweitern, 
3.  die Eignung zur Kunstausübung weiterentwickeln und fördern, 
4.  die Fähigkeit, künstlerische, gestalterische sowie wissenschaftliche 

Methoden und Erkenntnisse anzuwenden, erhalten und vertiefen, 
5.  Spezialkenntnisse in bestimmten Bereichen vermitteln. 
(3) Die Veranstaltungen des Kontaktstudiums sollen nach Möglichkeit mit dem 
übrigen Lehrangebot abgestimmt werden und berufspraktische Erfahrungen für 
die Lehre nutzbar machen. 
 
§ 59 KhG Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen; 
Leistungspunktsystem 
(1) Studien- und Prüfungsleistungen, die in demselben Studiengang an einer 
anderen deutschen Hochschule erbracht worden sind, werden von Amts wegen 
angerechnet. Andere Studien- und Prüfungsleistungen, die an deutschen oder 
ausländischen Hochschulen erbracht worden sind, werden anerkannt, wenn sie 
gleichwertig sind. 
(2) Die Gleichwertigkeit nach Absatz 1 wird bei Studiengängen, die mit einer 
Hochschulprüfung abgeschlossen werden, von der Hochschule der Bildenden 
Künste Saar, bei Studiengängen, die mit einer staatlichen Prüfung 
abgeschlossen werden, von der für die Prüfung zuständigen Stelle festgestellt. 
Die Hochschule ist vorher zu hören. 
(3) Zum Nachweis und zur Übertragung von erbrachten Studien- und 
Prüfungsleistungen auf andere Studiengänge derselben oder einer anderen 
Hochschule wird ein Leistungspunktsystem eingeführt. Das Nähere regelt die 
Rahmenordnung im Sinne von § 54 Absatz 5. 
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§ 61 KhG Prüfungen 
(1) Ein Studiengang wird in der Regel durch eine Hochschulprüfung oder eine 
staatliche Prüfung abgeschlossen. Das Nähere regeln die Rahmenordnung und 
die jeweiligen Prüfungsordnungen. 
(2) Hochschulprüfungen werden von Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrern abgenommen. Die Prüfungsordnung kann vorsehen, dass 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben, Lehrbeauftragte, mit ihrem Einverständnis 
Professorinnen und Professoren nach § 43, wissenschaftliche Mitarbeiterinnen 
oder Mitarbeiter, Professorinnen und Professoren und Juniorprofessorinnen und 
Juniorprofessoren anderer Hochschulen sowie in der beruflichen Praxis 
erfahrene Personen zu Prüferinnen und Prüfern bestellt werden. 
Prüfungsleistungen dürfen nur von Personen bewertet werden, die selbst 
mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige 
Qualifikation besitzen. 
(3) Hochschulprüfungen können vor Ablauf der in den Prüfungsordnungen 
festgelegten Fristen abgelegt werden, sofern die für die Zulassung zur Prüfung 
erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind. 
(4) Die Hochschule kann durch Ordnung mit Zustimmung des Ministeriums für 
Bildung und Kultur regeln, dass geeignete Prüfungen aus übergeordnetem, 
wichtigem Grund oder zur Erprobung neuer Prüfungsmodelle in elektronischer 
Form und ohne die Verpflichtung durchgeführt werden können, persönlich in 
einem vorgegebenen Prüfungsraum anwesend sein zu müssen. Sie ist 
berechtigt, die hierzu erforderlichen personenbezogenen Daten der 
Studierenden zu verarbeiten. In der Ordnung sind Regelungen zur Sicherung 
des Datenschutzes, zur Sicherstellung der persönlichen Leistungserbringung 
durch die zu Prüfenden und ihrer eindeutigen Authentifizierung, zur 
Verhinderung von Täuschungshandlungen sowie zum Umgang mit technischen 
Problemen zu treffen. Die Hochschule berichtet dem Landtag nach Ablauf des 
Wintersemesters 2022/2023 über die gemachten Erfahrungen. 
 
§ 63 KhG Prüfungsordnungen 
(1) Hochschulprüfungen werden aufgrund von Prüfungsordnungen abgelegt, die 
der Zustimmung des Ministeriums für Bildung und Kultur bedürfen. Sie müssen 
Bestimmungen enthalten über 
1.  den Zweck einer Prüfung, 
2.  die Prüfungsgebiete, 
3.  die Regelstudienzeit, 
4.  die Bewertungsmaßstäbe, 
5.  die Voraussetzungen für die Zulassung zu und den Ausschluss von einer 

Prüfung, 
6.  die Fristen für die Meldung zu einer Prüfung und deren Wiederholung, 
7.  die Einführung und Ausgestaltung eines Freiversuchs, 
8.  die Bearbeitungszeiten für die Anfertigung der schriftlichen 

Prüfungsarbeiten und die Dauer einer mündlichen Prüfung, 
9.  die an den spezifischen Bedürfnissen ausgerichtete Erbringung von 

Prüfungsleistungen durch behinderte Studierende, 
10.  die Anforderungen an das Bestehen und die Voraussetzungen für die 

Wiederholung einer Prüfung, 
11.  die Folgen der Nichterbringung einer Prüfungsleistung und des Rücktritts 

von einer Prüfung sowie die Folgen von Verstößen gegen 
Prüfungsvorschriften, 

12.  die Prüfungsorgane und das Prüfungsverfahren, 
13.  den nach den bestandenen Prüfungen zu verleihenden Hochschulgrad. 
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Prüfungsanforderungen und -verfahren sind so zu gestalten, dass die 
Abschlussprüfung grundsätzlich in der Regelstudienzeit, spätestens aber sechs 
Monate nach ihrem Ablauf abgenommen wird. Die Begutachtung von 
Prüfungsarbeiten muss spätestens nach drei Monaten abgeschlossen sein. 
Prüfungsverfahren müssen die Inanspruchnahme der gesetzlichen 
Mutterschutzfristen und der Fristen der Elternzeit ermöglichen. 
(2) Prüfungsordnungen müssen ferner bestimmen, 
1.  unter welchen Voraussetzungen an anderen Hochschulen zurückgelegte 

Studienzeiten und erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen anzurechnen 
sind, 

2.  ob und inwieweit im Rahmen einer nicht bestandenen Prüfung erbrachte 
Prüfungsleistungen bei einer Wiederholungsprüfung zu berücksichtigen 
sind, 

3.  ob und in welchem Ausmaß die Ergebnisse von Vor- und 
Zwischenprüfungen oder studienbegleitenden Leistungsnachweisen bei der 
Abschlussprüfung anzurechnen sind, 

4.  dass sich die Kandidatinnen und Kandidaten über Teilergebnisse der 
Prüfung vor Abschluss der Prüfung unterrichten können, 

5.  dass die Kandidatinnen und Kandidaten nach abgeschlossener Prüfung 
Einsicht in ihre Prüfungsakten nehmen können, 

6.  dass Prüfungsleistungen in Abschlussprüfungen und in Prüfungen, deren 
Bestehen Voraussetzung für die Fortsetzung des Studiums ist, in der Regel 
von mindestens zwei Prüferinnen oder Prüfern bewertet und mündliche 
Prüfungen von mehreren Prüferinnen und Prüfern oder von einer Prüferin 
oder einem Prüfer in Gegenwart einer sachkundigen Beisitzerin oder eines 
sachkundigen Beisitzers abgenommen werden, 

7.  dass bei mündlichen Prüfungen gemäß Nummer 6 Niederschriften 
angefertigt werden sollen, aus denen die wesentlichen Gegenstände und 
das Ergebnis der Prüfung hervorgehen, und 

8.  dass bei mündlichen Prüfungen Studierende des eigenen Fachs anwesend 
sein können, sofern die Kandidatin oder der Kandidat bei der Meldung zur 
Prüfung nicht widersprochen hat. 

Niederschriften können auch in elektronischer Form erfolgen. 
(3) Die Zustimmung zu einer Prüfungsordnung ist zu versagen, wenn sie gegen 
eine Rechtsvorschrift verstößt oder wenn sie eine Regelstudienzeit von mehr als 
vier Jahren vorsieht, ohne dass die Überschreitung besonders begründet ist. Sie 
kann aus wichtigen Gründen versagt werden, insbesondere wenn 
1.  die Prüfungsordnung anderen Vorschriften über die Regelstudienzeit nicht 

entspricht, 
2.  durch die Prüfungsordnung die im Hochschulbereich erforderliche 

Einheitlichkeit oder die Gleichwertigkeit der Ausbildung oder der Abschlüsse 
nicht gewährleistet ist oder 

3.  wegen fehlender personeller, sächlicher oder finanzieller Voraussetzungen 
der Studiengang nicht gewährleistet ist. 

(4) Prüfungsordnungen sind im Dienstblatt der Hochschulen des Saarlandes zu 
veröffentlichen. 
(5) Die Hochschule kann eine Rahmenprüfungsordnung erlassen, die der 
Zustimmung des Ministeriums für Bildung und Kultur bedarf. 

Anmerkungen Zeile 1: 
 Immatrikulationsvoraussetzungen vollständig 
 Regelungen mit besonderem Bezug zu ausländischen 

Studierenden/Studierenden an ausländischen Hochschulen bzw. mit dem 
Fokus Sprache durch (nur hier eingefügte, im Gesetzestext nicht enthaltene) 
Unterstreichungen hervorgehoben 
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